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Europa der Bürger 
statt linker Zentralismus 
^ ter diesem Motto steht der gemeinsame 
^laufruf von CDU und CSU zur Europa- 
<> Z", den die Vorsitzenden der beiden 
cj^esterparteien Wolfgang Schäuble und 

£d Hiund Stoiber am 18. Mai in Bonn vor- 
§est^Ht haben. 

m EuroPawahl am 13. Juni - so heißt es in dem Wahl- 
rut - ist „eine grundlegende Weichenstellung": Es 

Statt pUm Stabilitüt statt Unsicherheit", „um Visionen 
Perspektivlosigkeit". 

ein^R11 WahlaulVul' setzen sich CDU und CSU für 
•tiüR  UroPa der Regionen und Nationen" ein. Diese 
nj('"»ten auch in Zukunft „Träger der europäischen Ei- 
pQUn§ auf vertraglicher Grundlage" bleiben. In der 
te u

ni e|nes „Verfassungsvertrags" sollen „Grundwer- 
ntl Zuständigkeiten" festgeschrieben werden. 

in . rot-grünen Bundesregierung wird vorgeworfen, 
ler>,en ersten Monaten ihrer Amtszeit „schwere Feh- 
die p der Europapolitik gemacht zu haben. Sie habe 
ersch artner verprellt und gewachsenes Vertrauen 
^   nuttert"   Auf A<*• Da,iinor Rll.r.infpl hahe si 

*l 

hch Uert"- Auf dem Berliner EU-Gipfel habe sie 
in?p|eile für Deutschland in Kauf genommen, die 

:   e'nen gesellschaftlichen Gruppen „ungerechtfer- 
' §r°ße Opfer abverlan 
Olfp* 

gen 

JUnj Pan8 Schäuble: „Viele Wähler werden am 13. 
Üer ' re Unzufriedenheit mit der Regierung Schrö- 

Urn Ausdruck bringen." 

Wortlaut des Wahlaufrufs: Seite 3-6 

Europa MUSS MAN 
RICHTIG FEIERN. 
Europa-Fest der CDU in der Kölnarena. 
Sonntag. 30. Mai 1999.11 bis 15 Uhr 

CDU 
•j. ««W> _ U.. -Hl— h E-ow 

Zum Europafest der CDU, 
dem Höhepunkt des Euro- 
pawahlkampfs der Partei 
laden Wolfgang Schäuble 
und Angela Merkel in die 
Kölnarena ein. Programm 
siehe Seite 34. 



Kurz & gut 

Über die 
630-Mark-Jobs 

Mehr noch als über euro- 
papolitische Fragen wird 
nach Einschätzung des 
hessischen Ministerpräsi- 
denten Roland Koch bei 
der Europawahl im Juni 
abgestimmt werden. Das 
Gesetz kostet Hunderttau- 
sende von Arbeitsplätzen 
und Millionen von Mark in 
den Unternehmen. Koch: 
„Dafür wird man bei Wah- 
len brutal bestraft." 

Mit einem 
Traumergebnis 

ist auf dem 49. Landespar- 
tei der CDU Rheinland- 
Pfalz Christoph Bohr in 
seinem Amt als Landes- 
vorsitzender bestätigt 
worden. Bohr erhielt 371 
der 379 gültigen Stimmen 
und steuert nun mit „ge- 
blähten Segeln" die Partei 
auf die Kommunalwahlen 
im Juni zu. 

Erstmals 
seit 1945 

stellt die CDU in Mühlheim 
(Kreis Offenbach) den Bür- 
germeister. Mit 54.1 Pro- 
zent der Stimmen gewann 
am 8. Mai der CDU-Kan- 
didat Bernd C. Müller die 
Stichwahl gegen Klaus 
Barthelmes von der SPD. 
Die Wahlbeteiligung lag 
bei 51 Prozent. 

Mehr als 500 
neue Mitglieder 

sind seit der Bundestags- 
wahl in die CDU Rhein- 
Sieg eingetreten. Wie die 
Kreisgeschäftsstelle in 
Siegburg mitteilte, zählt 
der CDU-Kreisverband 
jetzt 8.550 Mitglieder und 
ist damit einer der mitglie- 
derstärksten Kreisverbän- 
de der CDU. 

Jobmaschine 
Mittelstand 

Während die großen Un- 
ternehmen mit minde- 
stens 500 Beschäftigten 
von März 1996 bis März 
1998 rund 422.000 Jobs 
abgebaut haben, haben 
im gleichen Zeitraum die 
mittelständischen Unter- 
nehmen mit höchstens 
499 Mitarbeitern mehr als 
46.000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen. 

Durch massive Ausweitung des zweiten Arbeitsmarktes erkauft 
Auch die aktuelle 
Entwicklung auf 

dem Arbeits- 
markt leidet un- 
ter der wider- 
sprüchlichen 

Sozial-, Arbeits- 
markt- und 
Steuerpolitik der 

Schröder-Regie- 

rung. „Eine blei- 
erne Schwere" - 
so Hermann 
Kues, stellver- 
tretender Vor- 
sitzender der 
CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion- 

„hat sich ausge- 
breitet, die Eigen- 

initiative, Krea- 
tivität und Selb- 
ständigkeit er- 

stickt." Regulie- 
rung statt Arbeit 
heißt das Motto. 
Von Dynamik auf 
dem Arbeits- 
markt ist nichts 
zu spüren. Der 

leichte Rückgang 
der Arbeitslosen 

um 143.000 ist 
ausschließlich 
auf saisonale 
Schwankungen 
zurückzuführen 

und durch die 
massive Auswei- 

tung des zweiten 

Arbeitsmarktes 
erkauft worden- 
Allein durch das 

Programm für 
100.000 arbeits- 
lose Jugendliche 
wird die Statistik 
um rund 50.000 

Arbeitslose be- 

I DAS WICHTIGSTE I |\|R 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

Andere können auch nicht ständiy 

„ nachbessern ", Herr Schröder. 
Politik muß gleich richtig gemach 
werden - nach der Devise: erst 

nachdenken, dann handeln. 

_ Generalsekretärin Angela Merke 

Generalsekretärin Angela Merkel: 
Europa muß man richtig machen 

Die SPD hat ihr Logo neuerdings mit der Unter- 

zeile versehen: „Gut für Sie. Gut für Europa." 

Das ist zu wenig, und es ist deshalb gut, daß 

wir einen Vergleich anstellen und sagen: „CDU 

- das ist besser für Sie und besser für Europa." 

Wir treten mit dem Anspruch an, das Beste 

für die Menschen und für Europa zu erreichen: 

Europa muß man richtig machen. 

Erst denken - dann handeln 

Es kann nicht angehen, sich nur mit dem Rück- 

gängig-Machen des Rückgängig-Gemachten 

zu beschäftigen. 

• Andere können auch nicht ständig „nach- 

bessern". 

• „Nachbessern" ist auf dem besten Weg, das 

Unwort des Jahres 1999 zu werden. 

• In der Politik wie im richtigen Leben gilt: Erst 

denken, dann handeln. 

CDU - die deutsche Europa-Partei 

Wir wollen ein starkes Europa. Denn ein star- 

kes Europa verbindet eine starke Wirtschaft 

mit einer solidarischen Gesellschaft und ei 

demokratischen Ordnung. 

Wir wollen ein Europa, das seinen Beitrag 

einer friedlicheren und besseren Welt leist 

Wir wollen ein Europa, das seinen Bürgern 

seinen Institutionen nahe ist. 

Die CDU hat nicht nur eine Vision von eine 

solchen Europa, sondern auch die KompeI 

diese Vision Wirklichkeit werden zu lassen- 

Unser Leitmotiv „Europa muß man richtig 

chen" wollen wir mit dem Motto „mitten in1 

Leben" verbinden. Wir werden deshalb mi 

unserem „Euro-Truck" auf Straßen und "i 

fahren, die Menschen dort suchen, wo sie 

außerhalb der eigenen vier Wände aufha" 

und auch dort abholen, wo sie mit ihren u    J 

danken sind: bei ihren Sorgen um Freiheit 

Frieden, um äußere und innere Sicherheit* 

die Stabilität des Euro, der neuen Europa' 

Währung, um die Bewahrung der Eigener 

Regionen auch in einem sich weiter einige 

den und zusammenwachsenden Europa- 

Wieder mehr Fehlzeiten 
Seit der Wiederein- Dieter Hundt sprach 
führung der Lohnfort- von einem „Warn- 
zahlung durch die signal". Die Entwick- 
Schröder-Regierung lung zeige, daß die 
steigen die krank- Rücknahme des Lohn- 
heitsbedingten Fehl- fortzahlungsgesetzes 
zeiten in den Betrie- ein „schwerer Fehler" 
ben: um zehn Prozent war. Hundt forderte 
gegenüber dem er- die Bundesregierung 

sten Quartal 1998. auf, die Maßnahme 
Arbeitgeberpräsident erneut zu überdenken. 

Breitensport gefährdet 
Die Neuregelung der 
sog. 630-Mark-Jobs 
kann zu einem Zusam- 
menbruch des Sy- 
stems der Förderung 
des Breitensports 
führen. Erste Erfahrun- 
gen zeigen, daß insbe- 
sondere die Jugend- 
arbeit, die durch eine 
Vielzahl geringfügiger 

Beschäftigungsver- 

hältnisse ermögl"* 
wird, betroffen ist- 
ter Götz, kommuna- 
politischer Spree"«' 
der CDU/CSU: Jede 

Stunde im Sport"«" 
erspart dem St8U«r' 
zahler hohe Kosten' 

Sozialarbeit und 0' 
genprävention. 
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CDU und CSU zur Europawahl am 13. Juni 

Europa der Bürger statt 
linker Zentralismus 

^ei den Europawahlen geht es 
UJfi eine grundlegende Weichen- 
^!e||ung. CDU und CSU wollen 
.I!J Europa, das Frieden in Frei- 

für 
und Wohlstand in Sicherheit 

Ur seine Bürger garantiert. Ge- 
*Jfl ein Europa der Gleichma- 
nerei setzen wir auf die Kraft 
?s Wettbewerbs zwischen Re- 

porten und Staaten. Wir wollen 
le Europäische Union zu ei- 
ern Europa der Bürger ausge- 
ben, in dem alle Entscheidun- 

gen effizient, transparent und 
Ur9ernah fallen. 

J.r Rollen dem Subsidiaritätsprinzip 
T?rker Geltung verschaffen. Nicht jedes 
^ er>ia in Europa ist eine Aufgabe für 
c, r°Pa. Wir wollen Europa da stark ma- 

er>, wo es allen am besten nutzt: im 
fn ^einsamen Markt und im Welthandel, 
c,aer Verantwortung für Frieden und Si- 

erheit, bei der Bekämpfung der inter- 
run°nalen Kriminalität, bei der Bewah- 

n9 von Umwelt und in der Forschung. 

PoLWO"en eine außen" und sicherheits- 
(j  l|sch handlungsfähige Europäische 
u   °I[. die ihren Beitrag zur Schaffung 
r6m ^Währung von Frieden auf unse- 

1 Kontinent leistet. Daß es zur Siche- rn 'Urin ••"•»»ill icioici.  \sau co tui   uivuv 

Heu des Friedens aucn in Europa stets 
9erad Anstren9ungen bedarf, wird uns 
d6r <?e in diesen Monaten angesichts 
lieh ktuation auf dem Balkan schmerz- h bewußt. 

Wir wollen ein Europa, in dem Leben und 
Eigentum der Bürger vor Verbrechen ge- 
schützt werden. Kriminalität macht vor 
Grenzen nicht halt und muß deshalb auch 
grenzüberschreitend bekämpft werden. 

Die Europawahlen am 13. Juni sind 
auch eine Entscheidung für eine Politik 
zum Schutz der Stabilität unserer Wäh- 
rung. Wir wollen einen Euro, der die Er- 
folgsgeschichte der D-Mark auf europäi- 
scher Ebene fortsetzt, die Wirtschaft flo- 
rieren und neue zukunftsfeste Arbeits- 
plätze entstehen läßt. Die schleichende 
Aushöhlung des Stabilitätszieles durch 
sozialdemokratische und sozialistische 
Regierungen erfordert eine eindeutige 
Absage der Wählerinnen und Wähler. 

Europa darf nicht den Sozialisten über- 
lassen werden. Wir kämpfen bei den Eu- 
ropawahlen für eine starke politische 
Mitte im Europäischen Parlament. 

Unser Ziel ist die Einheit Europas. 
Die Staaten unseres Kontinents können 
schon heute und erst recht in Zukunft 
viele große Herausforderungen nur ge- 
meinsam meistern. Konsequent haben 
Christliche Demokraten in CDU und 
CSU deshalb die Einigung Europas vor- 
angebracht. Die Vollendung des Bin- 
nenmarktes, die Verträge von Maastricht 
und Amsterdam, die Erweiterungsbe- 
schlüsse des Luxemburger EU-Gipfels 
und die Einführung der gemeinsamen 
Währung Euro bilden eine erstklassige 
Grundlage für einen guten Weg Euro- 
pas in die Zukunft. 
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Dabei wissen wir: Europa schöpft seine 
Kraft zur Gestaltung der gemeinsamen 
Zukunft gerade auch aus der Verwurze- 
lung der Menschen in Ländern mit unter- 
schiedlicher Kultur, verschiedener histo- 
rischer Erfahrung und regionaler Vielfalt. 
Diese zu bewahren und zu fördern, ist 
deshalb eine klare Forderung an den eu- 
ropäischen Einigungsprozeß. Die Einheit 
in Vielfalt ist zentrales Gestaltungsmerk- 
mal des geeinten Europas.Frieden in 
Freiheit und Wohlstand zu sichern, ist 
die wichtigste Aufgabe der Europäi- 
schen Union. Die menschenverachten- 
den Vertreibungsaktionen im Kosovo zei- 
gen auf dramatische Weise, wie Freiheit 
und Menschenrechte im Herzen Euro- 
pas bedroht sind. Frieden in Freiheit für 
alle Menschen bleibt unser Ziel. Die Eu- 
ropäische Union hat die Einheit 
Deutschlands ermöglicht und gefördert. 
Mit der Aufnahme von Staaten Mittelost- 
europas wird die Spaltung unseres Kon- 
tinents überwunden. Europa ist ein 
großes Friedenswerk. 

Deutschland hat vom europäischen 
Einigungsprozeß einen hohen politi- 
schen und wirtschaftlichen Nutzen. Für 
deutsche Regierungen war es deshalb 
stets eine zentrale Aufgabe, zur Entwick- 
lung Europas einen guten und starken 
Beitrag zu leisten, wie er der Größe und 
Bedeutung unseres Landes entspricht. 
Die nationalen Interessen Deutschlands 
können am besten durch eine aktive Be- 
teiligung am politischen Einigungspro- 
zeß vertreten werden. 

Die rot-grüne Bundesregierung Schröder 
hat in den ersten Monaten ihrer Amtszeit 
in der Europapolitik schwere Fehler ge- 
macht. Sie hat unsere Partner in Europa 
verprellt und gewachsenes Vertrauen er- 
schüttert. Deshalb hat sie bei den EU- 
Reformverhandlungen in Berlin für 
Deutschland Nachteile in Kauf genom- 
men, die einzelnen gesellschaftlichen 

Gruppen ungerechtfertigt große Opfer 

abverlangen. Die ungerechte Lastenver- 
teilung in der EU wurde nicht wesentlich 
korrigiert. Die Stellung der Bundesregie' 
rung in Europa ist deutlich schwächer 
geworden. Sie hat in der deutschen Rats' 
Präsidentschaft Europa nicht vorange- 
bracht. Sie zeigt sich im Blick auf die ZU' 
kunft Europas perspektivlos. 

Diese jüngste Entwicklung macht uns 
Sorge. Deutschland muß auch in Zu- 
kunft europapolitisch Stärke zeigen und 
Motor des Einigungsprozesses bleiben- 
Andernfalls besteht die Gefahr, daß das 

Einigungswerk vieler Jahrzehnte und die 
Unterstützung der Bürger leichtfertig ver' 
spielt werden. 

Wer Europa voranbringen will, muß 
das Erreichte sichern, die notwendigen 
Schritte mutig gehen und Korrekturen dor 
durchsetzen, wo sie erforderlich sind. D|ß 

europapolitischen Herausforderungen de 
nächsten Jahre sind für uns klar: 

• Die Europäische Union braucht eine 
durchsetzungsfähige Außen- und Si- 
cherheitspolitik in und für Europa, die 
weltweit respektiert wird. Wir können v° 
unseren amerikanischen Freunden nid1 

erwarten, daß sie auch in den nächste11 

Jahrzehnten dort für uns Frieden scha'' 
fen und Frieden bewahren, 
wo Europa selbst handeln kann und 
muß. Umso wichtiger ist es, daß Europa 
seinen Anteil für eine gleichberechtigte 
Sicherheitspartnerschaft Europa - 
Amerika leistet. 

• Auch in Zukunft werden die Staaten 
der Europäischen Union Asylbewerber 
und Flüchtlinge aufnehmen. Alle Mit- 
gliedsstaaten müssen im Rahmen eine 
fairen Lastenteilung Flüchtlinge beher- 
bergen. Die gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU muß auch ei- 
nen wachsenden Beitrag zur Bekämp' 
fung der Fluchtursachen leisten. 
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.nd warum können wir auf diese Freiheit 
lcht verzichten? Warum haben diejenigen 
brecht, die die Freiheit zugunsten der 

Weichheit opfern wollen? 
lr haben mit unserem Kongreß auch ei- 

nen Beitrag geleistet, daß Ost und West 
'eder stärker miteinander ins Gespräch 

0mrnen und sich mehr für einander inter- 
neren. Noch immer gibt es unzählige ge- 
feenseitige Klischeevorstellungen und Vor- 
teile, so daß eine der wichtigsten Aufga- 
e nach wie vor darin besteht, den Abriß 
er Mauer in den Köpfen zu vollenden. 

"n Höhepunkt des Kongresses war die 
~ei'nahme von Frau Prof. Dr. Dagmar 

cnipanski. Die letzten Wochen haben ge- 
ei§t, daß sie über alle Qualitäten verfügt, 
as Amt des Bundespräsidenten in hervor- 
Eender Art und Weise auszuüben. Ihre 
ar>didatur ist eine große Chance, mit 

, ern Amt des Bundespräsidenten ein deut- 
lcnes Zeichen zu setzen: für eine zukunfts- 
rientierte Denkweise, für die Frauen und 
Ur die innere Einheit. 

^s ^t beschämend, daß SPD und Grüne in 
"rern Koalitionsvertrag das Amt des Bun- 

despräsidenten dem Postengeschachere 
preisgegeben haben. Die Wahl des Bundes- 
präsidenten wird dem Posten für einen 
grünen EU-Kommissar untergeordnet, ob- 
wohl es noch nicht einmal eine geeignete 
Bewerbung gibt. Die CDU fordert daher 
die Mitglieder der Bundesversammlung 
auf, bei der Wahl am 23. Mai 1999 ihrem 
Gewissen und ihrer Verantwortung für 
Deutschland zu folgen. 

Ich danke Christoph Bohr und seiner 
Kommission für die Erarbeitung eines Pa- 
piers, das als Diskussionsgrundlage für 
unseren Cottbusser Kongreß dient. Aus 
meiner Sicht ist dieses Papier sehr gelun- 
gen. Es spricht vieles an, was in unseren 
Papieren bislang so nicht zu finden war. 
Es hat auch den Mut, Fragen da offen 
zu lassen, wo sie nicht einfach beantwort- 
bar sind. Es macht deutlich, daß die Be- 
gegnung zwischen Ost- und Westdeut- 
schen „in Augenhöhe" auch etwas mit 
der Gestaltung unseres Staates zu tun hat. 
Das Papier enthält viele Impulse für un- 
sere gemeinsame Diskussion in den näch- 
sten Monaten (Wortlaut: UiD Extra). 

Friedrich Merz: Verschiebung der 
Unternehmensteuerreform unnötig 

Der Finanzexperte der CDU/CSU- 
Biindestagsfraktion, Friedrich 
Merz, hat die geplante Verschiebung 
der Unternehmensteuerreform 
auf das Jahr 2001 als falsch und 
unnötig kritisiert. 

kie Betriebe und Arbeitslosen könnten 
nicht darauf warten, „daß die Sozialde- 
niokrten sich intern einig werden, wie 
Sle die Unternehmen besteuern wol- 
ler>", sagte Merz im Saarländischen 
Rundfunk. Ein erster Entlastungsschritt 
Sei vielmehr überfällig. Die entspre- 

chenden Forderungen gerade aus dem 
Mittelstand seien durchaus berechtigt. 
Merz warf der Bundesregierung vor, 
einziger Grund für die Verschiebung 
sei deren Plan, für die Unternehmen 
andere Steuersätze heranzuziehen als 
für die privaten Einkünfte. Diese 
„Steuersatzspreizung" mache das 
Steuersystem viel komplizierter. 
Die Regierung wolle jetzt ein völlig 
anderes Steuersystem für die Bundes- 
republik, in das ein Entlastungsschritt 
zum 1. Januar 2000 nicht hineinpasse. 
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Rot-grüner Wachstumseinbruch 
beeinträchtigt Steuereinnahmen 

Zu den Ergebnissen der Steuerschät- 
zung erklärte der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Gunnar Uldall: 

Die negativen Folgen der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Regierung Schröder zei- 
gen sich deutlich in den Ergebnissen der 
neuesten Steuerschätzung. 

Trotz sich bessernder weltwirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen läßt das Wachstum 
in Deutschland in den nächsten Jahren 
so stark nach, daß die Steuereinnahmen 
gegenüber der bisherigen Schätzung um 
4,7 Mrd. DM im Jahr 2000 und um jeweils 
15 Mrd. DM in den Jahren 2001 und 2002 
geringer ausfallen als bisher angenommen. 

Dieser negativen Entwicklung dürfen wir 
nicht tatenlos zusehen oder sie gar durch 
Steuererhöhungen verstärken. Nötig ist 
vielmehr eine Steuerreform, die die Wirt- 
schaft entlastet und die Wachstumsbedin- 
gungen verbessert. Der finanzielle Spiel- 
raum hierfür ist auch nach den neuen Zah- 
len vorhanden: Immerhin soll das Steuer- 
aufkommen im Jahr 2002 mit 956,4 Mrd. 
DM um 123,4 Mrd. DM über dem Niveau 
des Jahres 1998 liegen. 

Klare Abfuhr für rot-grüne 
Finanzpolitik 

Zu dem Ergebnis der Steuerschät- 
zung erklärte die finanzpolitische 
Sprecherin der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Gerda Hasselfeldt: 

Nach dem Ergebnis der Steuerschätzung 
werden sich die Steuereinnahmen in die- 
sem Jahr gegenüber der Schätzung von 
November 1998 um rd. 10 Mrd. DM er- 
höhen. 7 Mrd. DM hiervon resultieren im 
wesentlichen aus den Mehrbelastungen 

der Bürger und Unternehmen durch die 
sog. Ökosteuer sowie das sog. Steuerent- 
lastungsgesetz. Echte Mehreinnahmen in 
Höhe von 3,4 Mrd. DM zeigen, daß die 
von der CDU/CSU-Bundesregierung in def 

vergangenen Legislaturperiode auf Wachs- 
turn und Beschäftigung gerichtete Politik 
ihre Wirkung entfaltet hat. Es ist daher fa* 
tal, daß Rot-Grün nichts Besseres zu tun 
hatte, als diese Maßnahmen mit dem un- 
sinnigen Vorwand „Versprochen - Gehal- 
ten" wieder zurückzunehmen. Die Folgen 

der verfehlten Finanzpolitik der rot-grünen 

Regierungskoalition zeichnen sich bereits 
jetzt in den Prognosen für das Steuerauf- 
kommen in den Jahren 2000 bis 2002 ab. 
Danach wird sich der Steuerausfall mindc 
stens auf 35,4 Mrd. DM summieren. 

Wer mit dem sog. Steuerentlastungsgeset 
und der Ökosteuer Bürger und Unterneh' 
men in Milliarden-Höhe belastet und mn 
einer vage in Aussicht gestellten Unter- 
nehmensteuerreform nachhaltig verun- 
sichert, muß sich nicht wundern, wenn 
die Investitionstätigkeit zurückgeht, das 
Wachstum stagniert und rückläufige 
Beschäftigung den Arbeitsmarkt belastet- 
Weitere Steuerausfälle sind so vorpro- 
grammiert. Die rot-grüne Regierungsko- 
alition sollte diese Warnung endlich erns 

nehmen. Eine weitere Erosion der Steuer' 
einnahmen ist nur zu vermeiden mit ein 
Politik, die Wachstum und Beschäftigt11^ 
fördert, die notwendigen Strukturreforme 

in den sozialen Sicherungssystemen urn^ 
setzt und bei der HaushaltskonsolidieruiV 
den Anforderungen des globalen Wettbe' 
werbs Rechnung trägt. 

Rot-grüne Umverteilungspolitik kehrt si 
so zu Lasten der Bürgerinnen und Bürg 
in ihr Gegenteil um. 
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Schleifspuren falscher Politik 
Zum Ergebnis der Steuerschätzung 
erklärte der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Dietrich Austermann: 

as Ergebnis der Steuerschätzung für die 
Jahre 1999 bis 2003 zeigt einerseits die 
P°sitiven Fortwirkungen der von der frü- 
eren Koalition betriebenen Politik und 
ndererseits die mit der falschen rot-grü- 

~e^ Politik einhergehenden deutlichen 
gMeifspuren ab dem Jahr 2001. Die ge- 
genüber dem gerade vom Bundestag ver- 

D!uhiedeten Haushalt 1999 um rd- l Mrd 

.^ höheren Steuereinnahmen des Bundes 
j3nd eindeutig positiv beeinflußt von der 
^eschäftigungswelle des Jahres 1998, die 

u rd. 400.000 Arbeitslosen weniger und 
• 150.000 Beschäftigten mehr am Jahres- 

nde geführt hatte. 

Q
as Ergebnis für 1999 ist ein Schlag ins 

v esicht der rot-grünen Konsolidierungs- 
erhinderer, die mit ihrer Verweigerungs- 

^rategie die ersatzlose Streichung der im 
aushaltsplan enthaltenen „Globalen Min- 

e. Einnahme" von 2 Mrd DM und damit 
•Je weitere Senkung der Nettokreditauf- 

m   e""wie von CDU/CSU beantragt - 
rd. 49 Mrd DM abgelehnt hatten. Rot- 

11 trägt durch die Verweigerung, im 
?u

aushalt 1999 vorhandene Sparpotentiale 
nJ    nlcung tier Nettokreditaufnahme zu 

Zen ~ bei gleichzeitiger Stärkung der 

Investitionsausgaben des Bundes - die Ver- 
antwortung dafür, daß im kommenden Jahr 
über 200 Mio DM mehr Zinsausgaben zu 
leisten sind. 

Im Jahr 2000 hat der Bund gegenüber 
1999 Steuermehreinnahmen in Höhe von 
11 Mrd DM, alles in allem noch eine sta- 
bile Entwicklung. Ab dem Jahr 2001 wer- 
den aber die Schleifspuren der verfehlten 
rot-grünen Politik in den Steuereinnahmen 
sichtbar. Daher muß die Regierung jetzt 
umsteuern und mit einer deutlichen Netto- 
entlastung von Familien und Betrieben ab 
1. Januar 2000 beginnen, um mehr wirt- 
schaftliche Dynamik und Beschäftigung 
auszulösen. Für eine Mehrwertsteuerer- 
höhung oder für eine weitere drastische 
Mineralölsteuererhöhung besteht bei Fort- 
setzung der von der früheren Koalition be- 
triebenen Konsolidierungspolitik - selbst 
bei langsamer steigenden Steuereinnah- 
men - kein Raum. Denn immerhin steigen 
die Steuereinnahmen bis 2002 beim Bund 
gegenüber 1998 von 341,5 Mrd DM um 
80 Mrd DM auf 421 Mrd DM. 

Bundesfinanzminister Eichel muß schleu- 
nigst seine Vorstellungen offenlegen, ob 
und gegebenenfalls wo er die Steuern wei- 
ter erhöhen und wo er die Ausgaben kür- 
zen will. Vor allem muß die Verunsiche- 
rung von Bürgern und Wirtschaft schnell 
beendet werden, damit sich in der deut- 
schen Volkswirtschaft kein Attentismus 
breit macht. 

Einladung zum MedienTreff in Köln 

|w|edien und Politik zusammenbringen, miteinander reden, Meinungen, 
*' Erfahrungen, Neuigkeiten austauschen - dazu lädt Dr. Lothar Kraft, steil- 
ertretender Generalsekretär der Konrad-Aden- 

p,i  ["Stiftung, zum MedienTreff nach Köln ein. i —i 
i 'e.Veranstaltung findet am 15. Juni ab 17 Uhr A Konrad 
st

n Maternus-Haus, Kardinal-Frings-Straße 1-3, ±*     ~AÖ££Puer~ 
£?*• Prominente Gäste: Jürgen Rüttgers und _/~ Stiftung 

ernd Neumann. 
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Konsolidierung ja, aber sie muß 
ökonomisch vernünftig sein 

Zu dem von Finanzminister Eichel ge- 
planten Haushaltssicherungsgesetz er- 
klärte der haushaltspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dietrich Austermann: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter- 
stützt ernsthafte Sparbemühungen der 
Bundesregierung, wenn damit die Fort- 
führung der ökonomisch richtigen Konso- 
lidierungspolitik der früheren Bundesre- 
gierung und eine Abkehr vom bisherigen 
Konsumrausch der rot-grünen Bundesre- 
gierung verbunden ist. 

Eine Vollbremsung des Bundes in der 
Haushaltspolitik trägt sie nicht mit. Im 
Bundesrat werden wir bei den notwendi- 
gen gesetzlichen Maßnahmen auf eine 
Stärkung der Investitionskräfte und von 
wirtschaftlichem Wachstum achten. Alles 
andere ist zukunftsschädlich. Beim ersten 
rot-grünen Bundeshaushalt 1999 war 
Sparwille nicht einmal in Ansätzen er- 
kennbar, der diesjährige Bundeshaushalt 
wächst um inflationäre 6,3 vH, die Staats- 
quote wird wieder steigen, die Abgaben- 
quote steigt weiter auf 41 vH und die In- 
vestitionsquote des Bundes erreicht mit 
12,0 vH einen Negativrekord. 

Der mit dem rot-grünen Bundeshaushalt 
1999 begonnene Weg der Konsumförde- 
rung und der massiven Ausweitung des 
zweiten Arbeitsmarktes muß umgekehrt 
werden. Im Riester-Etat lassen sich zwei- 
stellige Milliardenbeträge allerdings nur 
sparen, wenn kräftig bei den Zuschüssen 
zur Ausweitung des zweiten Arbeitsmark- 
tes und an die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
spart wird. Dies hatte die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion bereits für den diesjähri- 
gen Haushalt gefordert, wurde aber von 
der rot-grünen Mehrheit geblockt. 

Ebenfalls dürften die in diesem Jahr erst 
kräftig erhöhten Rentenzuschüsse des 
Bundes auf rd. 120 Mrd DM (über 125 
Mrd DM im kommenden Jahr) nicht ohne 
gesetzliche Eingriffe zu verringern sein. 

Die Bundesregierung ist aufgefordert, ein 
schlüssiges Gesamtkonzept vorzulegen 
mit einer Remedur der gesamten Politik- 
Erforderlich sind Korrekturen der zahlre1' 
chen Fehlentscheidungen der letzten Mo' 
nate - „Ökosteuer", „Steuerreform", 630- 
DM-Jobs, Rücknahme der von der frühe- 
ren Bundesregierung beschlossenen Re- 
formgesetze sind die Stichworte. Ein 
Haushaltssicherungsgesetz mit pauschale11 

Kürzungen nach der Rasenmähermethode 
lehnen wir ab, denn das würde dann auch 
die dringend notwendigen Investitionen 
treffen. Bei einem Investitionsvolumen 
von gut 58 Mrd DM in diesem Jahr entf&jf 
len allein fast 26 Mrd DM oder 44 vH aüi 
den Verkehrs- und Bauhaushalt, wo sich 
die angestrebte Kürzung arbeitsplatzver- 
nichtend auswirken würde. 

Die jetzt geforderte quotale Kürzung he' 
deutet für den Forschungsetat einen 
Rückschritt gegenüber der bisherigen 
Bundespolitik. Projektförderung, intern3' 
tionale Verpflichtung und Zuwendung8; 
empfänger würden getroffen. Die Priori' 
tat für Forschung und Bildung wäre da- 
hin. Das Wirtschaftsministerium hat 
ganze 1,5 Mrd DM für Forschung und 
Entwicklung zur Verfügung. Die Spar- 
maßnahmen gehen zu Lasten des Mitte1' 
Standes, da Kohlekürzungen nicht beab- 
sichtigt scheinen. Der Verteidigungsetat 
ist ohne gesetzliche Maßnahmen nicht i 
angestrebten Sinne wesentlich gestaltha • 
Personelle Kürzungen lassen sich nicht 
mit der Axt durchsetzen. 
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Clement umgeht offensichtlich mit windigen 
Tricks das Dienstrecht 

">e CDU-Landtagsfraktion erwar- 
tet einen umfassenden Bericht im 
Hauptausschuß über die Umstände 
der Berufung von Peer Steinbruck 
zum Wirtschaftsminister in Nord- 
rhein-Westfalen. 
"Mit windigen Tricks hat Minister- 
Präsident Clement offensichtlich das 
^lenstrecht umgangen, um seinem 
Wirtschaftsminister Beamtenrechte 
Und damit Pensionsansprüche zu si- 
chern. Ein solches Verhalten ist den 
Bürgern gegenüber vielleicht recht- 
llch, aber moralisch nicht vertretbar", 
^klärte CDU-Fraktionschef Laurenz 
Meyer am 17. Mai in Düsseldorf. Die 
J-DU- Landtagsfraktion forderte die 
Landesregierung auf, „alle Fakten of- 
fenzulegen". Dazu gehöre die Klä- 

rung der Rechtslage sowie die Vorla- 
ge aller Dokumente. Ohne Not habe 
Clement dem Land NRW zusätzliche 
Kosten aufgebürdet. „Es ist überhaupt 
nicht nachvollziehbar, daß das Land 
NRW an Stelle von Schleswig-Hol- 
stein Pensionsansprüche für Stein- 
bruck zahlen muß. Das ist Personalpo- 
litik nach Gutsherrenart", sagte Meyer. 

Unabhängig von den finanziellen Fol- 
gen und rechtlichen Fragen sei das 
Verhalten Steinbrucks bemerkenswert: 
„Der Minister geht offensichtlich da- 
von aus, daß seine Amtszeit in der 
Landesregierung spätestens im Mai 
2000 beendet ist. Er rechnet anschei- 
nend nicht mit Pensionsansprüchen 
aus seiner Ministerzeit in NRW", stell- 
te Meyer abschließend fest. 

I) 
und 

r richtige Weg zur Wachstumsstärkung 
.Zrjr Senkung der Arbeitslosigkeit liegt 

e'ner deutlichen steuerlichen Nettoentla- 
, n8 für Familien und Unternehmen ab 
^ kommenden Jahr. Nur mit beherzten 
st«      rrei°rmen im sozialen Bereich, im 
tye

UfirllCnen Bereich und am Arbeitsmarkt 
cenk    d'e vo,kswirtscnaft,ic,ien Ressour- 
ce      ser ausgeschöpft und die dringend 
le Krderlicne Stärkung der Wachstumskräf- 
hjai  W|rkt. Hierzu gehört auch eine Haus- 
V0n

S'5.0''t'k des Sparens und Investierens. 
entf einer solchen Politik ist Rot-Grün weit 
^jt

ernt- Eichel garniert Schröders Weg 
JViu gebrochenen Wahlversprechen. Der 
'hm ZiUr Senerel'en Umsteuerung scheint 

Paran onl zu fenlen- Sonst hätte er 

die ..el gesetzliche Vorschläge gemacht, 
che|  

e ^ats gleichermaßen betreffen. Ei- 
ster ]^,erfänrt mutlos wie Wirtschaftsmini- 

Mu|ler, der die Wirtschaft, also eben- 

falls die „Betroffenen", zu Sparmaßnah- 
men (Subventionsabbau) auffordert. Es 
verstärkt sich der Eindruck, daß mit dem 
von der Bundesregierung geplanten „Haus- 
haltssicherungsgesetz" eine imposante 
Drohkulisse zur Vorbereitung längst be- 
schlossener Steuererhöhungen, Mineralöl- 
steuer und Mehrwertsteuer, aufgebaut 
wird. Steuererhöhungen wären aber genau 
der falsche Weg für mehr Investitionen, 
mehr Arbeitsplätze und mehr Wachstum. 

Die Bundesregierung muß umgehend ihr 
Gesamtkonzept vorlegen, damit sich in 
der deutschen Volkswirtschaft kein Atten- 
tismus breit macht. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion wird sich konstruktiv an 
wirtschaftspolitisch sinnvollen Konsoli- 
dierungsmaßnahmen beteiligen, die den 
von uns eingeschlagenen Sparkurs - im- 
merhin lagen die Bundesausgaben 1998 
niedriger als 1993-fortsetzen. • 



DIE GRÜNEN SIND SICH NICHT MEHR 
GRÜN. DIE ROTEN SEHEN ROT. 

SCHWARZ IST WIEDER ANGESAGT. 
Die Grünen sind gespalten: Mit Ach und Krach einigte sich der grüne Parteitag auf 
einen faulen Kompromiß zum Kosovo-Konflikt. Auf der Basis dieses Beschlusses ist die 
Bundesregierung außenpolitisch nicht handlungsfähig. Selbst SPD-Ministerpräsident 
Beck urteilt: „Weite Teile der Grünen sind offensichtlich in der eigenen Partei nicht zum 
Kompromiß fähig und damit auch nicht regierungsfähig." (Focus 20/99) 

In der SPD herrscht völlige Desorientierung: Ein Flop jagt den anderen: 

630- Mark- Gesetz 
Doppelpaß 

Steuerreform 
Schelnselbständlgkelt 

Ökosteuer 
Atomausstieg 
Gesundheitsreform 
Schwacher EURO 

So urteilt die Presse: 
» ...denn sie wissen nicht, was sie tun « (Süddeutsche Zeitung, 6.5.99) 
» Die Nachbesserungskoalition « (Bonner Generalanzeiger, 6.5.99) 
» Kanzler ohne Kurs « (Der Spiegel, 3.5.99) 
» Typisch Schröder. Stehvermögen in der Sache hatte er noch nie « 
(Der Stern, 20/99) 
» Nachbessern wird zum Dauerzustand rot-grüner Innenpolitik « 
(Tagesspiegel, 6.5.99) 

Und jetzt auch noch rot-grünes Postengeschacher: Um Johannes Rau bei der 
Operation Bundespräsident durchzubringen, schustert die SPD den Grünen einen EU- 
Kommissar-Posten zu. Der neue Kommissions-Präsident Prodi wünscht sich dagegen je 
einen Vertreter von Regierung und Opposition, wie dies bisher der Fall war. 

Am 13. Juni ist Europawahl. Entscheiden Sie selbst: 
< für außenpolitische Verläßlichkeit statt grüner Unberechenbarkeit 
< für Sicherheit und Stabilität statt rot-grünem Chaos 
< für Vordenken statt Nachbessern 
< für ein Europa der Bürger statt linkem Zentralismus 

Schwarz ist wieder angesagt - Europa muß man richtig machen 

• • IM 
CDU 

mitten im Leben, mitten in Europa- 



MEEELSTANDSVEREINIGUNG UiD 16/1999 • Seite 19 

Spürbare Nettoentlastung für 
alle Einkunftsbezieher 

er Vorsitzende der Kommission Steu- 
*** und Finanzen der CDU/CSU-Mit- 
^•standsvereinigung, Hans Michelbach, 
e"t Eckpunkte zu einer neuen Steuer- 

Politik für mehr Wachstum und Be- 
ifügung vor: 
lne familien- und mittelstandsfreundliche 
^Uerpolitik ist die Schlüsselfrage für ei- 
e schnelle Konjunkturbelebung. Eine lei- 

n
Un§s- und investitionsfreundliche Steuer- 

PQlltik muß für mehr wirtschaftliche Dy- 
nainik sorgen. 

I^ch den Vorschlägen der CDU/CSU-Mit- 
standsvereinigung muß sie sich an fol- 

genden Zielen ausrichten: 

* Kaufkraft stärken, 
Arbeitsplätze schaffen und 
Konsequente Umsetzung 
der Gerichtsbeschlüsse 

!stung muß sich wieder mehr lohnen, und 
tQ

ne neue Steuerpolitik muß zu mehr Net- 
Q ankommen führen. Durch eine konse- 
^uente Umsetzung der Beschlüsse des BVG 

ß es innerhalb des bestehenden Steuer- 
^ terns zu einer deutlichen steuerlichen 
, "l'astung von Ehepaaren mit Kindern 
^mmen Djes be(leutet daß durcn die Ge- 
hrung eines ausreichend bemessenen 
Jnderfreibetrages der verminderten Lei- 
Unfähigkeit sowie dem erhöhten Be- 
j^e

UJ"n§sbedarf von Ehepaaren mit Kindern 
Paa        8 Setragen werden muß. Den Ehe- 
Ei^11 mit Kindern, für die sich durch die 
ö?wäUrnunS eines Kinderfreibetrages keine 
Kun nur eine geringe steuerliche Auswir- 
§el(f ergibt'ist ein angemessenes Kinder- 
kjn ,Zu gewähren. Die Einführung eines 
rec. ^r§rundfreibetrages ist verfassungs- 

hch bedenklich und daher abzulehnen. 

# Einheitliche Tarifreform für 
Familien- und Unternehmens- 
entlastung zum 1. Januar 2000 

Beide steuerpolitischen Aufgaben können 
nur gemeinsam in einem einheitlichen 
Reformkonzept gelöst werden. Dabei ist 
die Orientierung am Leistungsfähigkeits- 
prinzip der fundamentale Grundsatz einer 
gerechten Besteuerung. Wegen des Erfor- 
dernisses der Gleichbehandlung aller 
Einkunftsarten läßt sich eine Absenkung 
der Steuersätze bei Unternehmen nicht 
isoliert verwirklichen. 

Eine von Rot-Grün beabsichtigte Sprei- 
zung der Steuersätze von gewerblichen 
und privaten Einkünften bei der Einkom- 
mensteuer ist nach dem Beschluß des 
Bundesfinanzhofes nicht mehr durchführ- 
bar. Die Petersberger Beschlüsse waren 
der Weg in die richtige Richtung. 

# Niedrigsteuersatzprinzip 

Die hohe Steuerbelastung deutscher Un- 
ternehmen behindert dringend notwendige 
Investitionen und verhindert die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze. Erforderlich ist daher 
ein einheitlicher Steuertarif von gewerbli- 
chen und privaten Einkünften mit einem 
Steuerhöchstsatz von 35%. Für den Mittel- 
stand müssen die Steuersätze unabhängig 
von der Einkunftsart deutlich reduziert 
und muß ein echtes Niedrigsteuersatzprin- 
zip angewandt werden. 

# Nettoentlastung 
Ziel einer zukunftsorientierten und auf in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit ausge- 
richteten Steuerreform muß eine spürbare 
Nettoentlastung aller Einkunftsbezieher 
sein. CDU und CSU haben mit den Peters- 
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berger Beschlüssen hierzu eine Richtgröße 
gesetzt. Ein Definitivsteuersatz bei der 
Körperschaftsteuer benachteiligt Anteils- 
eigner und den Mittelstand. 

• Gewerbeertragssteuer für 
Kommunen ersetzen und als 
Sonderbelastung der deut- 
schen Wirtschaft abschaffen 

Nach dem BGH-Urteil zur Steuersprei- 
zung ist klar geworden, daß es zur Ab- 
schaffung der Gewerbeertragsteuer keine 
Alternative gibt, um zu einer vernünftigen 
Unternehmensteuerreform zu kommen. 
Die Kommunen sollen dafür stärker bei 
den direkten und indirekten Steuern, even- 
tuell auch mit eigenem Hebesatzrecht, 
schadlos gehalten werden. 

• Die Steuervereinfachung 
ist nur durch einen einheitli- 
chen Einkommensteuertarif 
mit gleichem Höchststeuer- 
satz möglich. 

• Für die Zinsbesteuerung ist 
eine Abgeltungssteuer nach 
österreichischem Modell zu 
prüfen und auf EU-Ebene 
zu harmonisieren. 

Folgende von Rot-Grün 
geplante Vorhaben lehnen 
wir ab: 

• Verschiebung der Unternehmen- 
steuerreform von Eichel auf den 
1.1.2001 wird abgelehnt 

Der Verzögerungstatik mit dem Titel 
„Solidarität geht vor Schnelligkeit" setzt 
der Mittelstand entgegen: Entlastung 
geht vor Langsamkeit. 

# Die Belastungen und Vorlei- 
stungen der Wirtschaft aus den 

Steuergesetzen zum 1. April *9" 
müssen möglichst schnell 
durch eine Unternehmensteu- 
erreform zum 1. Januar 2000 
kompensiert werden 

Ansonsten macht die Teilnahme des Mit' 
telstandes am Bündnis für Arbeit keinen 
Sinn, und ein Ausstieg der Wirtschaftsver- 
bände wäre dann folgerichtig, bevor man 
sich für eine falsche Entwicklung in An- 
spruch nehmen läßt. 

• Ablehnung der Vor- 
stellungen der Regierungs- 
steuerkommission 

Diese Vorschläge sind mittelstandsfeind- 
lich, weil sie nicht die unterschiedlichen 
Unternehmensformen in Deutschland 
berücksichtigen. Rot-Grün stellt die Kap1' 
talgesellschaften in den Mittelpunkt der 
Reform. Die Vorschläge sind absolut kop' 
lastig zu Gunsten von Großbetrieben. 
90 % der Unternehmen sind jedoch PersO' 
nengesellschaften, so daß Unternehmen 
und Unternehmer als Einheit betrachtet 
werden müssen. Eine Privilegierung von 
gewerblichen Einkünften gegenüber pr,v 

ten Einkünften sowie eine Begünstigung 
des nichtentnommenen Gewinns darf es 
daher nicht geben. Eine Präferenz des 
nichtentnommenen Gewinns schränkt 
die Freiheit der Investitionsentscheidung 
im Mittelstand zu Lasten der wirtschaft- 
lichen Dynamik ein. 
Im Rahmen einer rechtsformneutralen t> 
Steuerung ist es erforderlich, daß sich oQ 

Einkommensteuersatz und der Körper-   ^ 
schaftsteuersatz für einbehaltene Gewin 
auf gleicher Ebene bewegen. Die Ein- 
führung eines Optionsmodells ist abzule 

nen, da es diesem Umstand nicht Rech- 
nung trägt, sondern zur Spaltung von U 
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^""nehmen und Unternehmer führt. Die 
•ndungswirkung des Optionsmodells ent- 
ickelt sich zu einer Mittelstandsfalle. 

Ablehnung der Abschaffung 
des körperschaftsteuerlichen 
Anrechnungsverfahrens 

>e Anrechnung der Körperschaftsteuer 
' das einzige Verfahren, das eine Doppel- 

steuerung von Unternehmensgewinnen 
irkungsvoll verhindert. Seine Abschaf- 
Ng hatte auch schädliche Auswirkungen 

.    die Aktienkultur, die sich in Deutsch- 
nd in den letzten Jahren erst zu ent- 

Wlckeln beginnt. 

Umverteilungs- und Dirigis- 
^uswirtschaft der rot-grünen 
Regierung durch eine weitere 
Mehrwertsteuererhöhung 

glichen Überlegungen zur Gegenfinan- 
. erung der geforderten Familien- oder 

Wernehmensentlastung in Form einer 
°§Hchen Mehrwertsteuererhöhung ist 

(jne deutliche Absage zu erteilen. Hier- 
an würden letztlich Ehepaare mit Kin- 

^ rn' die ohnehin durch die Einführung 
W*itromsteuer und Erhöhung der Mine- 
^olsteuer schon zusätzlich belastet wer- 
gJr d'e für sie umzusetzende Entlastung 

bst finanzieren. 
%Ke 
i), 

ine weiteren Ökosteuerstufen 
Infl   kosteuer treibt die Inflation an. \°/c 
DÄ0n kostet den Verbraucher 16 Mrd 
Qe  Kaufkraft. Für ein finanzpolitisches 

amtpaket müssen konkrete Einspa- Ungen i, 

squote zum 1.1.2000 auf 46% 

huX!?n kostet den Verbraucher 16 Mrd. 
P V1 Ka 

.gen im Bundeshaushalt getroffen und 
f>taatsquote / 

^esenkt werden. 

Eine weitere Beibehaltung 
es Solidaritätszuschlages 

*?n 5,5% über das Jahr 2004 
n,naus ist abzulehnen. 

Die Fleißigsten 
werden bestraft 

Zu der Neuregelung der 630-Mark- 
Jobs erklärte der Bundesvorsitzen- 
de der Mittelstands- und Wirt- 
schaftsvereinigung der CDU/CSU 
(MIT), Peter Rauen: 
Die Neuregelung der 630-Mark-Jobs 
trifft die Fleißigsten unserer Gesell- 
schaft. Beispielsweise diejenigen, die 
neben ihrer normalen Tätigkeit zusätz- 
lich arbeiten, weil sie für sich aus eige- 
ner Kraft etwas erreichen wollen. Ih- 
nen wird durch diese Neuregelung die 
Hälfte des Zusatzeinkommens genom- 
men. Wer die Fleißigsten bestraft, wird 
aber auf Dauer die Wurzeln unserer 
Sozialen Marktwirtschaft ausreißen. 
Daher werden wir die Auswirkungen 
der Neureglung nicht nur auf dem Ar- 
beitsmarkt, sondern auch beim Wirt- 
schaftswachstum spüren. Wenn man 
den Leistungsträgern die Motivation 
zum Arbeiten nimmt, muß dies negati- 
ve Auswirkungen auf Wachstum und 
Beschäftigung haben. 

Dieses Gesetz muß sofort zurückge- 
nommen und der alte Rechtszustand 
wieder hergestellt werden. Die Einset- 
zung einer Expertenkommission zur 
Überprüfung der Folgen dieses Geset- 
zes hätte sich die Bundesregierung 
sparen können. Die Folgen sind in den 
mittelständischen Betrieben längst 
sichtbar. Die MIT hat in Zusammenar- 
beit mit dem Mittelstandsmagazin bei 
40.000 mittelständischen Unterneh- 
men eine Befragung durchgeführt. 
Bei 53 Prozent der Befragten die 630- 
Mark-Kräfte beschäftigen, gehen die 
Arbeitsplätze verloren beziehungswei- 
se wandern in die Schwarzarbeit ab. 
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Ministerpräsident Erwin Teufel: 

Die Bundesregierung hat einen 
Flächenbrand entfacht 

Wir halten die gesetzliche Neuregelung 
der geringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnisse und die gesetzliche Regelung 
der sogenannten Scheinselbständigkeit 
für wirtschaftspolitisch verfehlt und be- 
schäftigungspolitisch verheerend. Die- 
se beiden Gesetze müssen deshalb so 
schnell wie möglich vom Tisch. Sie hät- 
ten nie verabschiedet werden dürfen! 

Aus unserer Sicht helfen keine Nachbesse- 
rungen, sondern nur die Wiederherstellung 
der ursprünglichen Vorschriften und ein 
besonnener, überlegter Neuanfang. 

Leider haben sich die Bonner Koalitions- 
partner am 21. April aber noch nicht ein- 
mal auf Nachbesserungen verständigt. 
Statt dessen soll eine Kommission einge- 
setzt werden, die sich mit den negativen 
Folgen befaßt. Das aber heißt, daß der 
Flächenbrand der Vernichtung von Be- 
schäftigungsverhältnisen Tag für Tag wei- 
tergeht, ohne daß etwas geschieht. 

Die Ergebnisse einer verheerenden 
Politik - einige Beispiele: 

# Bundesverband Deutscher Zeitungs- 
verleger: Er registrierte bislang schon 
12.000 Kündigungen. Etwa 60.000 Stellen 
sind gefährdet. 35 Prozent aller Zusteller 
wollen die Beschäftigung aufgeben. 

# Hauptverband des Deutschen Einzel- 
handels: Er schätzt, daß mindestens 30 
Prozent der geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnisse wegfallen. Von den 500.000 
Arbeitsverhältnissen werden dies also 
150.000 sein. 

• Deutscher Hotel- und Gaststättenvef' 
band: Mehr als die Hälfte der geringfüg'S 
Beschäftigten werden kündigen. Etwa 
200.000 Kräfte seien nicht mehr bereit 
weiterzuarbeiten. 

# Bundesinnungsverband des Gebäude' 
reiniger-Handwerks: Eine regelrechte Pe'' 
sonalflucht sei eingetreten. 45 Prozent der 
630-Mark-Beschäftigten haben gekündig1- 

• Zentralverband des Bäckerhand- 
werks: eine „beschäftigungspolitische K-a 

tastrophe". 25.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter hätten ihre Nebenjobs bereit 
aufgegeben. 

# Die jüngste Kritik kommt von den Ve» 
einen und Verbänden. Ich könnte Ihnen 

Aus der Rede von Minister- 
präsident Erwin Teufel 

am 30. April im Bundesrat 

hier Briefe von Sportvereinen und Sport' 
verbänden zitieren, die auf die katastro- 
phale Auswirkung hinweisen. 
Die Neuregelungen der Scheinselbständ1* 
keit führen dazu, daß Existenzgründunge 

behindert werden, daß eine drohende 
rückwirkende Nachzahlungspflicht für ^,. 
zialversicherungsbeiträge viele Selbstän 
ge finanziell überfordert, daß sich auf el 

mal klassische Selbständige und Freibe' 
rufler als Scheinselbständige wiederfin- 
den, daß letztlich auch in diesem Bereit1 

Arbeitsplätze verlorengehen. 
Meine Damen und Herren, ich verweise 
auf Beispiele, die ich in den letzten Tag 
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Persönlich erfahren habe: So behindert die 
cneinselbständigenregelung Jungunter- 
nrner und Existenzgründer, also gerade 

,eJenigen Bereiche, auf die wir beschäfti- 
jyngspolitisch große Hoffnungen setzen. 

jerbei ist nicht nur die Frage der finanzi- 
en Belastung von Bedeutung, sondern 
r allem auch die Frage, ob der Existenz- 
under überhaupt noch einen Auftrag er- 

a|t. Wenn der Auftraggeber befürchten 
t- u"< daß er dann einen abhängig Beschaf- 
ften mehr hat Ich frage Sie: Was hat 
les mit Mißbrauchsbekämpfung zu tun? 

^ründermentalität fördern 
^ as haben wir in den letzten Jahren in 
^ nd und Ländern nicht alles getan, um 
n   ^ründermentalität zu fördern,um eine 
^ Ue Kultur der Selbständigkeit in 

utschland voranzubringen! Die Exi- 
. nzgründungsförderung der Deutschen 
st- s§^eichsbank, aber auch aller Länderin- 
j\ utl°nen wurde massiv ausgeweitet. 

utschland hat sich in wenigen Jahren 
kok1 "Entwicklungsland" in Sachsen Risi- 
nj 

kaPital zum heute - nach Großbritan- 
\y6n ~ bereits zweitstärksten Land für 

a§niskapital in Europa entwickelt. 

Wi H n?' so frage ich die Bundesregierung, 
tyj1? diese außerordentlich erfreuliche Ent- 
dj 'Ung in Bund und Ländern nun durch 
Q Ses völlig mißratene und impraktikable 
er 

Setz zur Scheinselbständigkeit im Keim 
HariC ^arum wollen Sie auch hier das 
r«u Zuruckdrehen und die wachsende Be- 
Schaft 
I), 

enerati 
zur Selbständigkeit in der jungen 

>on derart massiv behindern? 

Iwe Wenigen Beispiele zeigen, daß die 
gierungskoalition sowohl bei der 

Das Land Baden-Württemberg 
hat am 30. April einen Ent- 
schließungsantrag in den Bun- 
desrat eingebracht, der Bundes- 
tag und Bundesregierung 
auffordert, die Gesetze zur 
Scheinselbständigkeit und den 
630- DM-A rbeits verhältn is sen 
aufzuheben und die vorherige 
Rechtslage so lange wieder- 
herzustellen, bis vernünftige 
Neuregelungen gefunden sind. 
Die Initiative, er sich Bayern 
und Hessen anschlossen, 
scheiterte an den Stimmen der 
SPD-regierten Länder. 

Scheinselbständigkeit wie bei den 630- 
Mark-Jobs das selbstgesteckte Ziel klar 
verfehlt hat. 

Nutzen wir die Chance! 
Deshalb appelliere ich an Sie: Nutzen wir 
die Chance für einen gründlichen Neuan- 
fang im Interesse von Zukunftschancen 
und Arbeitsplätzen, im Interesse der Men- 
schen in Deutschland. 

Stimmen Sie der Bundesratsinitiative von 
Baden-Württemberg in diesem Hause zu! 
Üben Sie Kritik an den beiden Gesetzen 
nicht nur hinter vorgehaltener Hand und in 
Interviews, sondern beseitigen Sie Rege- 
lungen, die täglich Arbeitsplätze kosten! 

j INTERNET ^T-ONLINE jX400 
http.7/www. *CDU# c= de; a = dbp; 
cdu.de p = edu; s = bund 

E-MAIL: post@www.cdu.de 
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Für eine faire Arbeitsteilung 
zwischen Berlin und Bonn 

Als „Sprachrohr" für die vom Berlin- 
Umzug betroffenen Regionen sollen die 
von der CDU Rheinland-Pfalz und der 
CDU Nordrhein-Westfalen initiierten 
Regionalkonferenzen dienen. Dies er- 
klärten der rheinland-pfälzische CDU- 
Landesvorsitzende Christoph Bohr und 
der nordrhein-westfälische CDU-Lan- 
desvorsitzende Jürgen Rüttgers. 

Gleichzeitig forderten die Landesvorsit- 
zenden die rot-grüne Bundesregierung da- 
zu auf, „keinen Zentimeter" von den Re- 
gelungen des Berlin-Bonn-Gesetzes abzu- 
weichen. Nur so könne die vorgesehene 
faire Arbeitsteilung in vollem Umfang 
auch für die Bundesstadt Bonn und die 
umliegenden Regionen verwirklicht wer- 
den. Einer Aushöhlung des sogenannten 
„Kombinationsmodells" erteilten beide 
Landespolitiker eine klare Absage. 

Die Region klagt derzeit zu Recht darüber, 
daß die gesetzlichen Regelungen und Ver- 
einbarungen seitens der Bundesregierung 
offensichtlich aufgeweicht werden sollen. 
Auch der amtierende Bundesbauminister 
Müntefering, zugleich nordrhein-westfä- 
lischer SPD-Landesvorsitzender, ist ein 
schlechter Anwalt für die Interessen der 
Region. Gleiches gilt für den rheinland- 
pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt Beck, 
dessen Interesse für die Region nach 
dem Regierungswechsel in Bonn merklich 
abgenommen hat. 

Offenbar ist geplant, die Unterabteilung 
„Internationale Zusammenarbeit" des in 
Bonn verbleibenden Umweltministeriums 
doch nach Berlin zu verlegen. Weiterhin 
soll die Außenstelle Berlin des in Hanno- 
ver ansässigen Bundesamts für Geowis- 
senschaften und Rohstoffe mit rund 100 
Mitarbeitern nicht nach Bonn, sondern 

nach Hannover verlegt werden. Das Insti- 
tut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
des Umweltbundesamts sowie das Bun- 
desamt für Strahlenschutz, Außenstelle 
Berlin - mit 115 bzw. 128 Mitarbeitern^ 
soll nicht nach Bonn ziehen, sondern in 
Berlin bleiben. 
Nach dem sogenannten Berlin-Bonn-Ge- 
setz soll es eine „faire Arbeitsteilung z^1' 
sehen der Bundeshauptstadt Berlin und 
der Bundesstadt Bonn" geben. Nach dem 

Pressekonferenz mit dem 
rheinland-pfälzischen 

CDU-Landesvorsitzenden 
Christoph Bohr und dem 
nordrhein-westfälischen 

CDU-Landesvorsitzenden 
Jürgen Rüttgers am 6. Mai 

sogenannten „Kombinationsmodell" ha' 
ben sich eine Vielzahl von Verbänden. 
Wissenschaftseinrichtungen, Botschafte 
und Nichtregierungsorganisationen dazU 

entschlossen, ganz oder in Teilen in Bon 

zu verbleiben. 
In Bonn sind derzeit rund 17.500 Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter bei Verbän- 
den, Organisationen, Wissenschaftsein- 
richtungen u.a. beschäftigt. Bei den Bp 
schatten sind rund 10.000 Mitarbeiten«1' 
nen und Mitarbeiter tätig. Auf der Grün 
läge des „Kombinationsmodells" wird 
davon ausgegangen, daß lediglich 4.00 
Arbeitsplätze bei den Verbänden und ru 
5.000 Arbeitsplätze bei den Botschaften 
verloren gehen. 
Mit dem „Informationsverbund Berlin- ^ 
Bonn" hat noch die alte Bundesregien111' 
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CDU-TVSpots im Juni 
- Private Rundfunkanstalten - 

Kabel 1 Pro Sieben:    RTL: 
1.6 
2.6 
4.6 
5.6 
5.6 
6.6 
7.6 
8.6 
9.6 

10.6 
11.6 

L 

18.10 Uhr 1.6. 

22.25 Uhr 2.6. 

18.10 Uhr 3.6. 

18.40 Uhr 3.6. 

22.30 Uhr 4.6. 

22.30 Uhr 5.6. 

22.25 Uhr 7.6. 

18.10 Uhr 8.6. 

22.25 Uhr 9.6. 

18.10 Uhr 10.6. 

18.10 Uhr 10.6. 

11.6. 

11.6. 

15.40 Uhr 

18.00 Uhr 

18.45 Uhr 

19.44 Uhr 

18.30 Uhr 

18.40 Uhr 

19.48 Uhr 

15.40 Uhr 

18.30 Uhr 

15.40 Uhr 

22.50 Uhr 
18.00 Uhr 

19.48 Uhr 

|*°xen für „630- 
öM-Postkarten" 
du .^Karten-Aktion gegen 
jQ.^uregelung der „630-DM- 
de°l 

läuf1 auf Hochtouren. Und 
gi   

üruck auf die Schröder-Re- 
%t|W wächst täglich. Damit 
^Bürgerinnen und Bürger 
cWi,Protest schne" Luft ma" 
"630 J?nnen'ist es sinnvoll, 
C[)i.|, M-Jobs"-Boxen an den 
Dieg"lnf°ständen aufzustellen, 
^eint 'st ein echter Service und 

9t einmal mehr: 

cDu - mitten im Leben. 

1.6.: 23.00 Uhr 

2.6.: 17.20 Uhr 

4.6.: 19.45 Uhr 

6.6.: 17.30 Uhr 

7.6.: 23.10 Uhr 

8.6.: 22.40 Uhr 

9.6.: 17.20 Uhr 

10.6.: 23.20 Uhr 

11.6.: 17.20 Uhr 

SAT.1 
1.6.: 19 
2.6.: 21. 
3.6.: 00. 
4.6.: 19. 
5.6.: 19. 
7.6.: 19. 
8.6.: 17. 
9.6.: 21. 

10.6.: 00 
12.6.: 23 

.40 Uhr 

.10 Uhr 

.10 Uhr 

.40 Uhr 

.40 Uhr 

.10 Uhr 

.25 Uhr 

.10 Uhr 

.10 Uhr 

.05 Uhr 

Die angegebenen Sende- 
zeiten sind Planzeiten, di 

sich um Minuten 
•• verschieben können. ü 
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Europafest DER CDU 
MITTEN IM LEBEN - 
MITTEN IN EUROPA 

Kölnarena 

Europa MUSS MAN 
RICHTIG FEIERN. 
Europa-Fest der CDU in der Kölnarena. 
Sonntag, 30. Mai 1999,11 bis 15 Uhr 

CDU 
'Jt, mitten Im Leben, mitten in Europa. 

Programm 

ab  11  Uhr 
Vorprogramm 

Höhner 
Kölner Mundart- und Musik-Gruppe 

The Weather Girls 
Black Powermusik im Doppelpack 

Europa*Park Rust 
„More than one Europe", eine Europa-Performance 

13 bis  IS Uhr 

Europa MUSS MAN 
RICHTIG MACHEN. 

Es sprechen 

WOLFGANG SCHÄUBLE 

und andere 
Spitzenpolitiker der CDU 

Die Quotenfrage ist längst geklärt 
„Wir haben den zuerst noch skeptischen Männern bewiesen, daß Frauen etwas bew^' 
gen können, wenn sie es nur wollen." Stolz, erläutert Anna-Maria Bliese, seit 20 Jan' 
ren Vorsitzende des Stadtverbands Vallendar in Rheinland-Pfalz, das Ergebnis der 
Kandidatenaufstellung für die Kommunalwahlen am 13. Juni. Auf den ersten zehn 
„sicheren" Listenplätzen für den Stadtrat stehen fünf Frauen, ebenso viele auf der 
VG-Ratsliste. Ein weiterer Erfolg, den die politische Arbeit der Vallendarer Frauen- 
Union zu verzeichnen hat: Sieben Bewerber auf der Stadtratsliste und fünf auf der 
VG-Ratsliste sind unter 35 Jahre alt. VG = VerbandsgenU >inde 
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Für Ihren Europa-Wahlkampf 

Brief wähl 
AUF IHRE STIMME 
KOMMT ES AN! 
am 13. Juni 1999 ist Furopa Wahl 

Briefwahl 
AUF IHRE STIMMEN 
KOMMT ES AN! 
am 13. Juni 1999 isl Europa Wahl 

Wir Frauen, üv> 

Paith!ropa eine Seele geben, 
BewT der Frauen-Union W,, ;aer Frau 

^6rn     """' '£DI1 

lsrpic
a-ckun9seinheit: 100 Expl. 

lsJe 100 Expl.: 23,50 DM 

CDU 

• Briefwahlprospekt zur 
Europawahl 
Bestell-Nr.: 2582 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 50,—DM 

Verpl|-N'-.: 9559 

^eis Ü ongseinheit: 30 ExP' Je30 Expl. 29,25 DM 

• Briefwahlprospekt zur 
Europa- und Kommunalwahl 
Bestell-Nr.: 2583 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 50,—DM 

(Jetzt mit blauer 
Verpackung) 
• Vitamin-Bonbon 
Bestell-Nr.: 9560 
Verpackungseinheit: 
500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 
35,50 DM 

Bestellanschrift 

per Post: IS-Versandzentrum • Postfach 1465 
59306 Ennigerloh • Fax: 02524/911310 
E-Mail: cdu-shop@bertelsmann.de 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand. Ab einem Wa- 
renwert von 50,-DM werden keine Verandkosten berechnet. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

• Wahlaufruf 
CDU und CDU zur Europa- 
wahl am 13. Juni: Europa der 
Bürger statt linker Zentralis- 
mus Seite 3-6 

• Europawahlkampf 
Europa muH man richtig ma- 
chen! Generalsekretärin An- 
gela Merkel stellt die Konzep- 
tion des Wahlkampfs und die 
neuesten GroIHlächen 
vor. Seite 7 

CDU-TVSpots im Juni: 
Private Rundtunkanstalten 
Seite 33 

• Schröder-Regierung 
Wolfgang Schäuble: Jetzt 
hilft nur noch die Notbremse. 
Seite 10 

• Sonderparteitag 
Angela Merkel: Die Grünen 
sind völlig gespalten und nicht 
regierungsfähig. Seite 11 

• Wertekongreß 
Generalsekretärin Angela 
Merkel: Es ist der Anspruch 

HEUTE AKTUELL 

der CDU, die führende politi- 
sche Kraft in den neuen Bun- 
desländern zu sein. Seite 12 

• Steuerschätzung 
Gunnar Uldall: Rot-grüner 
Wachstumseinbruch beein- 
trächtigt Steuereinnahmen. 
Seite 14 

Gerda Hasselfeldt: Klare 
Abfuhr für rot-grüne Finanz- 
politik. Seite 14 

Dietrich Austermann: 
Schleifspuren falscher Poli- 
tik. Seite 15 

• CDU Saar 
49. Landesparteitag in Dillin- 
gen: Traumvotum für Mül- 
ler - Mit Zuversicht ins 
Zukunftsprojekt. Seite 26 

• CDU Schleswig- 
Holstein 

Volker Rühe: Wir machen 
Zukunft für Schleswig-Hol- 
stein. Seite 28 

• UiD Extra 
Freiheit, die wir meinen. Red 
des Parteivorsitzenden und 
Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Wolf- 
gang Schäuble, auf dem 2. 
Zukunftsforum Grundwerte 
am 15. Mai in Cottbus. 

... und manchmal steht sie 
noch! Zehn Thesen zum H* 
Jahrestag nach dem Fall 
der Mauer. Ein Diskussion** 
papier der Wertekommis- 
sion der CDU. Innenteil 
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